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Erziehungs- oder Vertretungsbeistandschaft?
Sachverhalt

Ich gelange mit der Bitte an Sie, mir mitzuteilen, welche Massnahme Sie für nachfolgenden Sachverhalt als richtig erachten, sofern nach abgeschlossener Abklärung eine solche notwendig wäre. 

Kindsvater vor kurzem verstorben, Kindsmutter z.Z. mittels FFE in der Psychiatrischen Klinik. Kind, 10 Jahre alt, ist zur Zeit bei Verwandten untergebracht, wobei nicht dauernd bei derselben Person, sondern zeitweise bei dem einen und zeitweise bei einem andern. Trotzdem weigerte sich das Kind, das Wochenende bei der Kindsmutter zu verbringen, als diese für ein Wochenende nach Hause entlassen wurde.

Vorgehen: Arztzeugnis in der Psychiatrischen Klinik für die Kindsmutter wird von VB verlangt. Alle werden angehört, inkl. natürlich das Kind. 

Evtl. Massnahmen: 

· Für das Kind, käme m.E. eine Erziehungsbeistandschaft gemäss Art. 308 ZGB in Frage, wobei in diesem die Regelung der Erbschaft nicht eingeschlossen wäre, weshalb dann dafür eine Kombination von Art. 306 Abs. 2 ZGB i.V.m. 392 Ziff 2 notwendig wäre. Ausser Art. 308 Abs. 2 kann auch den Auftrag zur Wahrung der Interessen des Kindes in der Erbschaftsangelegenheit als besondere Aufgabe enthalten. Sollte zudem die Kindsmutter mit der Unterbringung - sei es weiterhin bei Verwandten, soweit dies dem Kindswohl entspricht, sei es, dass eine anderweitige kindgerechte Lösung gefunden werden muss – nicht einverstanden sein, müsste dann wohl noch ein Obhutsentzug gemäss Art. 310 ZGB in Betracht gezogen werden. 

· Für die Kindsmutter wäre, je nach Inhalt des Arztzeugnisses und sofern es ihr nicht möglich ist, selbst einen gewillkürten Stellvertreter zu ernennen, eine Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 ZGB möglich. Ich gehe in diesem Falle davon aus, dass in diesem Rahmen auch die Erbschaftssache geregelt werden könnte, oder brauchte es hierfür noch eine besondere Ernennung?

Erwägungen

1. Zunächst wird es erforderlich sein, für das Kind einen stabilen Platz zu finden, wozu in der gegebenen Situation wohl nur eine Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB  mit besondern Befugnissen in Frage kommt. Der Beistand wird die Aufgabe zu übernehmen haben, entsprechend den Bedürfnissen des Kindes, seiner sozialen Integration und seines Beziehungsnetzes eine gute Platzierungslösung zu suchen. Die Pflegeeltern, bei welchen sich das Kind aufhalten soll, bedürfen einer Pflegekinderbewilligung (Art. 316 ZGB und gemäss kantonaler PflegekinderVO).  Ob und wann das Kind zur Mutter zurückkehren kann, wird nicht allein auf ein ärztliches Zeugnis der Klinik, in welcher die Mutter betreut wird, abhängig gemacht werden können. Das Zeugnis kann wichtig sein (beispielsweise wenn darin ausgesagt wird, die Mutter müsse dringend von ihrer Erziehungsaufgabe entlastet werden und sei dieser zur Zeit nicht gewachsen), es bietet aber nicht in allen Fällen die nötige Entscheidungsgrundlage, namentlich dann nicht, wenn die Ärzte in kumpelhafter Rolle das Kind als therapeutisches Mittel einsetzen, was uns in der Praxis leider immer wieder begegnet. Deshalb spielen nebst der Anhörung des Kindes auch Erkundigungen in der Schule, bei Angehörigen und allenfalls bisher involvierten Fachstellen eine grosse Rolle. Besonders wichtig scheint mir auch den Grund zu kennen, weshalb sich das Kind weigert, zur Mutter zu gehen.

2. Die Frage des Obhutsentzuges hängt von der Kooperationsmöglichkeit und –bereitschaft der Mutter ab. Besteht die Möglichkeit, dass der Beistand / die Beiständin mit dem therapeutischen Umfeld der Mutter eine Platzierungslösung finden kann, lässt sich die Platzierung durch einen Vertrag zwischen Mutter und Pflegeplatz lösen, wenn nicht, bedarf es eines Obhutsentzuges.

3. Die Frage der geeigneten Massnahme zur Vertretung des Kindes in der erbrechtlichen Angelegenheit wird in der Lehre klar beantwortet: Besteht eine Interessenskollision, was bei einer Erbengemeinschaft unter Mutter und Kind (jedenfalls abstrakt) immer der Fall ist, genügt die Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB nicht, sondern es ist, wie Sie zutreffend festhalten, in Anwendung von Art. 306 Abs. 2 ZGB eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB anzuordnen (A. Guler, Die Beistandschaft nach Art. 308 ZGB, ZVW 1995 S. 51, Ziff. 3.2.2. S. 64; Basler Kommentar ZGB I-Breitschmid, N 5 ff. zu Art. 306).

4. Demnach sollte im vorliegenden Fall – entsprechend dem von Ihnen erwähnten Vorbehalt der gründlichen Abklärungsergebnisse – eine Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB mit genau umschriebenen besondern Befugnisse und eine Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB errichtet werden, allenfalls zudem ein Obhutsentzug, wenn sich mit der Mutter keine Lösung finden lässt und die Fremdplatzierung die einzige Alternative ist. 

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 25.2.2006
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